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Positionspapier für die 

Verhandlungen über den MFR 
 
Die Europäische Kommission hat im Juli und September 2025 ihren Vorschlag für den 

Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2028-2034 vorgelegt. Die Landesregierung von Baden-
Württemberg hatte sich bereits mit ihrem Positionspapier vom 4. Februar 2025 frühzeitig und 

erfolgreich in den Prozess eingebracht. Darauf aufbauend fordert sie, in den Verhandlungen auf 

EU- und Bundesebene sowie im Austausch mit den deutschen Ländern folgende Anliegen zu 

berücksichtigen: 

 

1. Grundsätze 

 

Die Landesregierung begrüßt die von der Kommission gewählten Schwerpunktthemen 

Wettbewerbsfähigkeit, Innovation und Verteidigung. Für Baden-Württemberg ist die Stärkung 

der Wettbewerbsfähigkeit im Verbund mit der Umsetzung des Europäischen Green Deals von 

zentraler Bedeutung. Die Modernisierung des MFR sollte daher eng mit der Förderung der 

nachhaltigen und digitalen Transformation verknüpft und diese als wesentlicher Schwerpunkt 

ausgestaltet werden.  

Im Rahmen des neuen MFR ist sicherzustellen, dass die Umsetzung der Förderprogramme 

möglichst bürokratiearm und bürgernah gestaltet wird. Nur durch den Abbau unnötiger 

Verwaltungsaufwände kann eine effiziente, schnelle und zielgerichtete Mittelverwendung 

gewährleistet werden, die den Bedürfnissen der Begünstigten vor Ort gerecht wird. 

Die geplante Stärkung der Rechtsstaatskonditionalität wird begrüßt. Sie darf nicht zur 

Verhandlungsmasse und in Folge dessen abgeschwächt werden.    
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2. Europäischer Fonds für Wettbewerbsfähigkeit / Horizont Europa 

 

Die Landesregierung begrüßt, dass die Kommission ein eigenständiges 

Forschungsrahmenprogramm „Horizont Europa“ (HE) erhalten will und Forschung und 
Innovation eine zentrale Rolle im Rahmen des kommenden MFR zuteilt.  

Sie unterstützt ausdrücklich den vorgeschlagenen Europäischen Fonds für 
Wettbewerbsfähigkeit (ECF) sowie die darin verankerten Politikbereiche Energiewende und 

Dekarbonisierung der Industrie; Digitale Führungsrolle; Gesundheit, Biotechnologie, 

Landwirtschaft und Bioökonomie sowie Resilienz und Sicherheit, Verteidigungsindustrie und 

Weltraum. 

 

Dabei fordert die Landesregierung: 

• Die geplanten 175 Mrd. EUR für HE werden als Mindestgrenze gesehen und müssen 

zweckgebunden (ring-fenced) bleiben; die vorgeschlagene Mittelausstattung darf 
keiner Kürzung unterliegen. 

• Das Exzellenzprinzip im wettbewerblichen Verfahren ist zwingend beizubehalten, 

dies ist entscheidend, um die wissenschaftliche und technologische Spitzenleistung 
Europas zu stärken.  

• Die Fokussierung von HE auf Schlüsseltechnologien wie Quantencomputing, 

Datenhoheit, Raumfahrtwirtschaft und KI der nächsten Generation ist wesentlich, um 
Europas technologische Souveränität, wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und 

sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit langfristig zu sichern. Gesellschaftliche 
Herausforderungen und Belange sind hierbei zu berücksichtigen. 

• Die Definition der Verteidigungsindustrie sollte weit gefasst werden. Gerade die 
Verteidigungsforschung ist für die Sicherheit Europas von großer Bedeutung. Aufrufe 
sollten standardmäßig in HE für Dual-Use im Sinne der politischen Prioritäten 

Verteidigung und Sicherheit geöffnet werden.  

• Die Ausgestaltung des ECF muss so erfolgen, dass regionale Innovationsstärken 

berücksichtigt werden, bürokratische Hürden minimiert werden und die 
Antragsverfahren für Unternehmen – insbesondere KMU – sowie 

Forschungseinrichtungen praxisnah gestaltet sind. 
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• Der ECF kann einen Mehrwert gegenüber anderen direkt verwalteten 
Förderinstrumenten schaffen, indem er die gesamte Innovationskette – von der 

Grundlagenforschung bis zur industriellen Anwendung – stärkt. 

• Die geplante Verknüpfung zwischen dem ECF und HE sollte so gestaltet werden, dass 
die Eigenständigkeit von HE gesichert wird und Synergien zwischen beiden 

Programmen entstehen. 

• Ein einheitliches Regelwerk (Single Rulebook) für HE und den ECF erfordert eine 
transparente Governance mit angemessener Mitsprache der Mitgliedstaaten und 

Regionen. Expertinnen und Experten aus den Mitgliedstaaten und Regionen sowie 

Vertreterinnen und Vertreter der Wissenschaft sollten auch in nachgeordneten 

Gremien aktiv eingebunden werden, um eine evidenzbasierte und zukunftsorientierte 
Programmsteuerung gewährleisten zu können.  

• Die Aufrufe sowie die Antrags- und Genehmigungsverfahren sollen einfach und 
transparent ausgestaltet sein, sodass die Programme für Forschungseinrichtungen 

und KMUs verständlich und leistbar in der Beantragung und Umsetzung sind. Dabei 
sollte auch die KMU-Definition flexibel gehandhabt werden und der Kreis der 

Antragsberechtigten je nach Programm erweitert werden können.  

 

3. Nationaler und regionaler Partnerschaftsplan 

 

Gegen die von der Kommission vorgeschlagene Ausgestaltung der nationalen und regionalen 
Partnerschaftspläne (NRPP) bestehen aus Sicht der Landesregierung erhebliche Bedenken. Sie 

befürchtet, dass durch die Zentralisierung der Verwaltung auf nationaler Ebene die Spielräume 
für eine subsidiär gestaltete, auf die jeweiligen Bedarfe zugeschnittene und bürgernahe EU-

Förderpolitik nicht mehr gegeben sein werden und die Sichtbarkeit der EU in der Fläche leiden 
könnte. Es gibt nach Ansicht der Landesregierung kein überzeugendes Argument für die 

Zentralisierung auf mitgliedstaatlicher Ebene. Da die Entscheidung über die Einbeziehung der 
Regionen den Mitgliedstaaten zuteilwürde, besteht für sie keine Garantie für eine eigenständige 

Teilhabe am NRPP. Zudem betrachtet die Landesregierung mit Sorge, dass die angestrebte 
Integration mehrerer Fonds in einen NRPP zusätzliche Komplexität und einen unverhältnismäßig 

hohen Koordinierungsaufwand in einem föderal organisierten Mitgliedstaat wie Deutschland 
schafft sowie die Fonds in Konkurrenz zueinander treten könnten. 
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Die Landesregierung fordert daher:  

• Die Programmplanung und -verantwortung muss weiterhin auf regionaler Ebene in 
eigener Verantwortung der Regionen bei der Vorbereitung, Ausarbeitung, 

Verhandlung und Umsetzung der Förderung im Rahmen der Kohäsionspolitik und der 
Gemeinsamen Agrarpolitik erhalten bleiben. Den Ländern muss es in eigener 

Zuständigkeit weiterhin selbst überlassen bleiben, wie sie die Umsetzung dieser 
Programme organisieren wollen; zentrale Vorgaben durch Bund oder EU-Kommission 

dazu werden abgelehnt. Dies muss auch in der Verordnung rechtlich verbindlich 
abgesichert werden.  

• Als Kriterium für die Mittelzuweisung für die Strukturförderung der EU sollte neben 

bestehenden Indikatoren auch die Industriedichte und die Anzahl 
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter (mit Bezug auf die relevanten 

Transformationsbranchen) herangezogen werden, da diese in der Transformation 
besonders betroffen sind. 

• Die Mittelbereitstellung muss bedarfsgerecht erfolgen, durch ansteigenden 
Mittelansatz pro Jahr und eine angemessen verlängerte Abruffrist beim EU-Haushalt. 

Eine degressive Mittelbereitstellung entspricht nicht der Umsetzungspraxis. 
Haushaltsrisiken in den Mitgliedstaaten dürfen sich durch den leistungsbasierten 
Ansatz nicht erhöhen. 

• Fehlende Budgetfestlegungen für einzelne Förderbereiche bieten zwar mehr 

Flexibilität für jeden Mitgliedstaat, jedoch darf es dadurch zu keinen 

Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der EU und innerhalb der Mitgliedstaaten 
kommen. 

• Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), der Europäische 

Sozialfonds Plus (ESF+) sowie der Europäische Garantiefonds für die Landwirtschaft 

(EGFL) und der Europäische Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 

Raums (ELER) sollen daher weiterhin in getrennten Strängen und mit festen 

angemessenen Budgets verankert sein. Ansonsten ist auch etwa die in Baden-

Württemberg erfolgreiche Weitergabe von ESF+-Mitteln an regionale Arbeitskreise 
vor Ort gefährdet. 

• Der EFRE muss als zentrales strukturpolitisches Instrument mit seinen wichtigen 

Einsatzgebieten erhalten bleiben. Er darf, insbesondere in seinen Kernkompetenzen 
Innovation und Wettbewerbsfähigkeit, nicht geschwächt werden. 
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• Der ESF+ muss als das zentrale beschäftigungs- und strukturpolitische Instrument für 
Investitionen in Menschen fortbestehen.  

• Die EU-Direktzahlungen stellen für viele familiengeführte Betriebe in kleinen und 

mittelgroßen Agrarstrukturen einen wichtigen Bestandteil des landwirtschaftlichen 
Einkommens dar und sind von großer Bedeutung für diese landwirtschaftlichen 

Betriebe. Zusätzlich muss auch eine starke ländliche Entwicklungsförderung 
innerhalb der GAP gesichert sein und benötigt zusätzliche Mittelzuweisungen über 

den bisher vorgeschlagenen Rahmen hinaus. Dabei bedarf es auch eines 
verlässlichen und auskömmlichen GAP-Budgets für klima- und umweltbezogene 

Maßnahmen, die auch weiterhin eigenständig und an die lokalen Erfordernisse 
orientiert ausgestaltet und verwaltet werden müssen. Es bedarf wie in der bisherigen 

Förderperiode hoher EU-Finanzierungsanteile für klima- und umweltbezogene 
Maßnahmen. Die Bestimmung der klima- und umweltrelevanten EU-Koeffizienten, die 

den Interventionsbereichen zugewiesen sind, sollte dabei sachgerecht erfolgen, um 
zur Erreichung der Klima-, Umwelt- und Biodiversitätsziele beizutragen. 

• Auch Maßnahmen aus LIFE, die bislang unter das Teilprogramm „Nature and 

Biodiversity“ (NAT) fallen und zukünftig über den NRPP finanziert werden sollen, 
brauchen einen festen Mittelansatz.  

• Die Landesregierung begrüßt, dass Interreg weiterhin als eigenständiges Programm in 

den bestehenden Ausrichtungen mit eigenständiger Mittelausstattung erhalten 
bleibt. Die von der Kommission vorgeschlagene Mittelausstattung darf im weiteren 

Gesetzgebungsverfahren nicht weiter unterschritten werden, um eine erfolgreiche 
Umsetzung der Programme nicht zu gefährden. Auch müssen Klein- und 

Begegnungsprojekte sowie Kleinprojektefonds weiterhin möglich und Regelungen 

dazu direkt in der Verordnung enthalten sein. 
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4. Weitere Programme 

 

Die vorgeschlagene Stärkung aller Programmbereiche im Erasmus+ Programm, die Fortführung 

des EU-Förderprogramms Creative Europe und dem Programm Citizens, Equality, Rights and 
Values unter dem Dach des neuen AgoraEU-Programms werden ausdrücklich begrüßt.  

Der geplante Mittelaufwuchs für die Connecting Europe Facility wird begrüßt. Ein nach außen 
starkes und wettbewerbsfähiges Europa ist auf eine verlässliche Infrastruktur angewiesen, auch 

im Bereich der militärischen Mobilität. 

 

5. Eigenmittel 

 

Die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit, Souveränität und Sicherheit Europas sowie der 
Übergang zu mehr Nachhaltigkeit führen zu zusätzlichem Finanzierungsbedarf für die EU. Die EU 

kann ihren Aufgaben nur gerecht werden, wenn zu deren Finanzierung neue 
Eigenmittelressourcen geschaffen werden. Dabei sollte jedoch darauf geachtet werden, dass 

Aufwand und Ertrag im Hinblick auf die Berechnung und Erhebung in einem angemessenen 

Verhältnis stehen.  

Die vorgeschlagene Unternehmensabgabe CORE lehnt die Landesregierung ab. Sie würde die 

Unternehmen in Baden-Württemberg in wirtschaftlich ohnehin schwierigen Zeiten zusätzlich 
belasten und ihre Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen. Zudem ist zu kritisieren, dass die 

Abgabe am Umsatz statt am Gewinn ansetzen soll. Der Umsatz ist angesichts sehr 
unterschiedlicher Gewinnmargen von Branchen und Unternehmen als Grundlage für eine 

Unternehmensabgabe ungeeignet, da er zu einer ungleichen Belastung von Unternehmen führen 

würde. 

 

 

 


